— 1033 


Preußiſche Geſetzzammlung 


Inhalt: Verordnung über das ſchiedsgerichtliche Verfahren bei knappſchaftlichen Streitigkeiten (Schieds⸗ 


(Nr. 11326.) Verordnung über das ſchiedsgerichtliche Verfahren bei knappſchaftlichen Streitig ⸗ 
keiten (Schiedsgerichtsordnung). Vom 8. Dezember 1913. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc, 


verordnen auf Grund des § 84 des Knappſchaftsgeſetzes in der Faſſung der 
Bekanntmachungen vom 17. Juni und 30. Dezember 1912 (Geſetzſamml. 1912 
S. 137, 1913 S. 2), was folgt: 


A. Vorſchriften für die auf Grund des $ 71 des Knappſchaftsgeſetzes ge⸗ 
bildeten Knappſchafts⸗ Schiedsgerichte. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


81. 

Der Vorſitzende, im Falle der Behinderung ſein Stellvertreter, leitet, be⸗ 
aufſichtigt und verteilt die Geſchäfte beim Schiedsgerichte. 

Der Vorſitzende öffnet die eingehenden Sendungen und vermerkt auf den 
Schriftſtücken den Tag des Einganges, wenn nicht von ihm dieſe Geſchäfte einem 
vereidigten Beamten des Schiedsgerichts übertragen ſind. Er beſtimmt die 
Sitzungen, zeichnet die Urſchriften der Verfügungen, Vorladungen, Entſcheidungen, 
Berichte uſw. und vollzieht die Reinſchriften, wenn nicht etwa durch andere 
Grundſätze, die die Aufſichtsbehörde (Oberbergamt) über die Verteilung der Prozeß⸗ 
ſachen auf den Vorſitzenden und den ſtellvertretenden Vorſitzenden feſtſtellen kann, 
eine Abweichung von dieſer Regel herbeigeführt iſt. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe kann die Vollziehung der Rein⸗ 
ſchriften durch Beglaubigungsvermerk eines Bureau- oder Kanzleibeamten zulaſſen. 

Der Vorſitzende trifft die Anordnungen über die Führung der Geſchäfts⸗ 
kontrollen. Er verpflichtet die Beamten des Schiedsgerichts, ſoweit ſie nicht be⸗ 
reits einen Dienfteid geleiſtet haben, eidlich auf die gewiſſenhafte Erfüllung der 
Amtspflichten, worüber eine Niederſchrift aufzunehmen iſt, und übt über ſie die 
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® 
unmittelbare Dienſtaufſicht aus. Diſziplinarſtrafen verhängt, wenn die Beamten 
bei dem Schiedsgericht im Hauptamt angeſtellt ſind, der Vorſitzende, im übrigen 
die ihnen im Hauptamte vorgeſetzte Dienſtbehörde. 


Die Beiſitzer haben dem Vorſitzenden Tatſachen, die ihre Wählbarkeit aus. 


ſchließen ($ 72 Abſ. 3, § 73 Abſ. 1 des Knappſchaftsgeſetzes), anzuzeigen. Hier⸗ 
von hat der Vorſitzende dem Oberbergamte wegen Ernennung eines Beiſitzers 
für den Reſt der Wahlperiode Anzeige zu erſtatten ($ 72 Abſ. 6 Satz 2 des 
Knappſchaftsgeſetzes). Die gleiche Verpflichtung hat der Vorſitzende, wenn ein 
Beiſitzer während der Wahlperiode durch Tod ausſcheidet. 

Verweigert ein Beiſttzer dauernd feine Dienſtleiſtungen oder werden dem 
Vorſitzenden von einem Beiſitzer Tatſachen bekannt, die ſeine Wählbarkeit aus⸗ 
ſchließen oder eine grobe Verletzung ſeiner Amtspflicht darſtellen, ſo hat der Vor⸗ 
ſitzende dieſen Beiſitzer zu den Sitzungen einſtweilen nicht zuzuziehen und bei dem 
Oberbergamte die Enthebung des Beiſitzers vom Amte zu beantragen (§ 75 Abſ. 3 
des Knappſchaftsgeſetzes). Vor der Enthebung vom Amte ift dem Beiſitzer Ge⸗ 
legenheit zur Außerung zu geben. Der Vorſitzende hat ferner, wenn ein Bei⸗ 
ſitzer ohne genügende Entſchuldigung zu den Sitzungen ſich nicht rechtzeitig ein⸗ 
findet oder ſeinen Obliegenheiten in anderer Weiſe ſich entzieht, bei dem Ober⸗ 
bergamte den Antrag auf Feſtſetzung einer Geldſtrafe zu ſtellen ($ 75 Abſ. 2 

des Knappſchaftsgeſetzes). 
$ 2. 

Die Beiſitzer werden zu den Verhandlungen des Schiedsgerichts nach einer 
im voraus aufgeſtellten Reihenfolge und zwar in der Regel nach der Reihen⸗ 
folge der Anfangsbuchſtaben ihrer Namen zugezogen. 

Will der Vorſitzende von dieſer Reihenfolge aus beſonderen Gründen ab⸗ 
weichen, ſo ſind dieſe aktenkundig zu machen. 

Ein Beiſitzer, der durch Krankheit oder durch ſonſtige, nicht zu beſeitigende 
Umſtände verhindert iſt, einer Verhandlung beizuwohnen oder ſich der Wahr⸗ 
nehmung der ihm ſonſt obliegenden Geſchäfte zu unterziehen, hat dies ſofort dem 
Vorſitzenden anzuzeigen. Das Gleiche gilt bei beabſichtigter längerer Entfernung 
vom Wohnorte. 

§ 3. 

Die Beſtimmungen der $$ 1641, 1643, 1645 und 1647 der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung über Ausſchluß und Ablehnung von Mitgliedern des Spruch⸗ 
ausſchuſſes des Verſicherungsamts gelten für die Mitglieder des Schiedsgerichts 
entſprechend. 

Wird ein Beiſitzer abgelehnt, fo entſcheidet der Vorſitzende. Wird der 
Vorſitzende abgelehnt, fo entſcheidet das Schiedsgericht endgültig. Einer Ent⸗ 
ſcheidung bedarf es nicht, wenn der Abgelehnte das Ablehnungsgeſuch für be⸗ 
gründet hält. 

Bei der Entſcheidung des Schiedsgerichts über die Ablehnung des Vor⸗ 
ſitzenden hat dieſer nicht mitzuwirken. An ſeiner Stelle führt der dem Lebens⸗ 
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alter nach ältefte Beiſitzer den Vorſitz. Ergibt ſich bei der Abſtimmung Stimmen 
gleichheit, ſo gilt der Antrag als abgelehnt. 


4. 
§ 3 Abſ. 2 gilt auch, wenn ein Mitglied des Schiedsgerichts ſelbſt eine 
Tatſache anzeigt, die ſeine Ablehnung rechtfertigen könnte, oder wenn Zweifel 
darüber entſtehen, ob es aus einem geſetzlichen Grunde ausgeſchloſſen iſt. 


§ 5. 

Wird das Schiedsgericht nach Ausſchluß oder Ablehnung von Mitgliedern 
beſchlußunfähig, ſo beſtimmt auf Antrag des Vorſitzenden der Miniſter für 
Handel und Gewerbe, welche andere Stelle gleicher Ordnung die ſchiedsgericht⸗ 
liche Entſcheidung der Streitſache zu übernehmen hat. 


§ 6. 
Entſteht zwiſchen Schiedsgerichten oder zwiſchen einem Schiedsgericht und 
einem Knappſchafts⸗Oberverſicherungsamte Streit über die Zuſtändigkeit, ſo ent⸗ 
ſcheidet darüber das Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegenheiten. 


8 7. 

Der Vorſitzende des Schiedsgerichts erftattet einen Geſchäftsbericht / das 
Nähere beſtimmt der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

Eine Abſchrift des Geſchäftsberichts hat der Vorſitzende dem Oberbergamte 
vorzulegen. 

9 8. 

Für die Geſchäftsſprache vor dem Schiedsgerichte gelten die $$ 186 bis 193 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entſprechend. Schriftſtücke, die nicht in deutſcher 
Sprache abgefaßt ſind, brauchen nicht berückſichtigt zu werden. 


89. 

Das Schiedsgericht führt ein Siegel, das die Bezeichnung des Schieds⸗ 
gerichts unter Angabe ſeines Sitzes zu enthalten hat und im übrigen durch den 
Miniſter für Handel und Gewerbe beſtimmt wird. 


§ 10. 
Das Schiedsgericht unterliegt der Beaufſichtigung durch das Oberbergamt, 
8 deffen Bezirk es feinen Sitz hat, und durch den Miniſter für Handel und 
ewerbe. 
Über Beſchwerden der Parteien, die die Prozeßführung betreffen, entſcheidet 
das Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegenheiten. 
74% 
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Auf die Beſeitigung von Verzögerungen oder ſonſtigen Anregelmäßigkeiten 
in der Prozeßführung hat das Oberſchiedsgericht, auch ohne daß Beſchwerden 
der Parteien vorliegen, hinzuwirken. Bleiben die aus dieſem Anlaß ergangenen 
Weiſungen ohne Erfolg, ſo iſt der Miniſter für Handel und Gewerbe um Ab⸗ 


hilfe zu erſuchen. 


II. Vorſchriften über das Verfahren. 
$ 11. 

Die Berufung auf ſchiedsgerichtliche Entſcheidung iſt ſchriftlich unter Bei⸗ 
fügung einer Abſchrift für die Gegenpartei binnen einem Monate nach der Be⸗ 
kanntgabe der Entſcheidung des zuſtändigen Knappſchaftsorgans oder des Ver⸗ 
ſicherungsamts (§ 58 des Knappſchaftsgeſetzes) bei dem zuständigen Schiedsgericht 
einzulegen ($ 70 Abſ. 2 des Knappſchaftsgeſetzes). Die Berufungsfriſt gilt auch 
dann als gewahrt, wenn innerhalb derſelben die Berufung bei einer anderen 
amtlichen Stelle oder einem Knappſchaftsorgan eingegangen iſt; dieſe haben die 
Berufungsſchrift unverzüglich an das zuſtändige Schiedsgericht abzugeben. 

Die Berufung kann auch zu Protokoll einer anderen amtlichen Stelle oder 
eines Knappſchaftsorgans erhoben werden. 

In der Berufung ſollen die Parteien, der Gegenſtand des Anſpruchs und 
die angefochtene Entſcheidung bezeichnet, ein beſtimmter Antrag geſtellt und die 
zur Begründung erforderlichen Tatſachen und Beweismittel angegeben werden. 


§ 12. 

Für die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die Verſäumung 
der Berufungsfriſt gelten die §§ 131, 132, 133 Abſ. 1 und § 134 der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung entſprechend. d 

Der Antrag auf Wiedereinſetzung wird bei dem Schiedsgericht angebracht. 
§ 11 Abſ. 1 Satz 2 gilt entſprechend. Das Schiedsgericht entſcheidet. 


§ 13. 

Die Berufung muß entweder von dem Beteiligten ſelbſt oder von ſeinem 
geſetzlichen Vertreter oder von einem Bevollmächtigten unterzeichnet ſein. Das 
Gleiche gilt für die übrigen Schriftſätze. 

Die Vollmacht muß ſchriftlich erteilt werden. Ehegatten, Verwandte oder 
Verſchwägerte der aufſteigenden Linie und volljährige Verwandte oder Ver⸗ 
ſchwägerte der abſteigenden Linie können auch ohne den Nachweis der Vollmacht 
zur Vertretung zugelaſſen werden. Dasſelbe gilt von den im § 40 Abſ. 2 be⸗ 
zeichneten Perſonen; indeſſen iſt dieſen die Nachbringung einer ſchriftlichen Voll⸗ 
macht aufzugeben. Die Partei muß die Prozeßführung gegen ſich gelten laſſen, 
wenn ſie auch nur mündlich Vollmacht erteilt oder wenn ſie die Prozeßführung 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend genehmigt hat. 

Die Prozeßfähigkeit einer Partei, die Vertretungsbefugnis eines geſetzlichen 
Vertreters und die Vollmachten find von Amts wegen zu prüfen. 


c 
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§ 14, 

Für nicht prozeßfähige Parteien ohne geſetzlichen Vertreter hat der Vor⸗ 
ſitzende die Beſtellung eines ſolchen (Vormundes oder Pflegers) zu veranlaſſen. 
Bis zu deſſen Eintritt kann der Vorſitzende der Partei für das Verfahren einen 
beſonderen Vertreter beſtellen. Dieſem ſtehen in dem Verfahren alle Parteirechte 
außer der Empfangnahme von Zahlungen zu. 

Die Beſtellung eines beſonderen Vertreters iſt auch zuläſſig, wenn der 
Aufenthaltsort der Partei oder ihres geſetzlichen Vertreters unbekannt oder vom 
Sitze des Schiedsgerichts weit entfernt iſt. 

Die nicht prozeßfähige Partei iſt auf ihr Verlangen ſelbſt zu hören. 

Die Koſten des beſonderen Vertreters gelten als außergerichtliche Koſten. 


$ 15. 

Der Tag des Einganges der Berufung iſt ſofort auf der Urſchrift und 
der Abſchrift zu vermerken. Fehlt die Abſchrift ($ 11 Abſ. 1 Satz 1), fo hat fie 
das Schiedsgericht anzufertigen und den Vermerk des Einganges auf ſie zu über⸗ 
tragen. Die Koſten können von dem Antragſteller eingezogen werden. 

Der Vorſitzende des Schiedsgerichts teilt der Gegenpartei die Abſchrift der 
Berufung mit dem Anheimgeben mit, binnen einer beſtimmten Friſt, die in der 
Regel nicht über zwei Wochen zu bemeſſen iſt; eine Gegenſchrift einzureichen. 
Dabei iſt zu vermerken, daß auch verhandelt und entſchieden werden kann, wenn 
die Gegenſchrift innerhalb der Friſt nicht eingeht. Die Friſt kann auf Antrag 
verlängert werden. 

Der Gegenſchrift und etwaigen weiteren Schriftſätzen ſind für die Gegen⸗ 
partei die erforderlichen Abſchriften beizufügen. Iſt eine Abſchrift der Gegenſchrift 
nicht eingereicht, ſo fordert ſie das Schiedsgericht nachträglich ein oder fertigt fie 
ſelbſt an. Das Gleiche gilt von weiteren Schriftſätzen, falls ſie neue und 
weſentliche Anführungen enthalten. Dabei iſt Abſ. 1 Satz 3 anzuwenden. 


$ 16. 

Die Vorverhandlungen find, ſoweit fie nicht gleichzeitig mit der Berufung 

oder mit der Gegenſchrift eingereicht werden, von dem Knappſchaftsvorſtand oder 
von = Verſicherungsamte ($ 58 des Knappſchaftsgeſetzes) unverzüglich ein⸗ 
zufordern. 
Sie umfaſſen die ſämtlichen Schriftſtücke über den Anſpruch, die bei dem 
Knappſchaftsverein oder deſſen Organen oder dem Verſicherungsamte vorhanden 
find, einſchließlich derjenigen, welche ſich in Vorakten befinden oder im Laufe des 
Verfahrens neu entſtanden ſind. Die neuen Schriftſtücke find auch ohne Auf- 
fordern unverzüglich nachzureichen. 

In den Fällen des § 58 des Knappſchaftsgeſetzes hat das Verſicherungs⸗ 
amt auf Erfordern des Schiedsgerichts eine Abſchrift der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung einzureichen. 
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Der Vorſitzende des Schiedsgerichts kann in geeigneten Fällen einen Bei⸗ 
ſitzer zum Berichterſtatter ernennen. 


$ 17. 

Dritte, die an dem Ausgange des Verfahrens ein berechtigtes Intereſſe 
haben, können auf Antrag oder von Amts wegen zum Verfahren zugezogen 
werden. 

Solche Dritte ſind auch ohne Zuziehung jederzeit berechtigt, dem Verfahren 
beizutreten, Ausführungen zu machen und Anträge zu ſtellen. 

Sie ſind im Falle der Zuziehung oder des Beitritts von dem Gange und 
dem Ausgange des Verfahrens in Kenntnis zu ſetzen. Die §§ 11, 13 bis 15 
gelten entſprechend. 

$ 18. 

Die Vorſchriften des § 239 Abſ. 1, 2 und der $$ 241, 249 der Zivil⸗ 

prozeßordnung über die Unterbrechung des Verfahrens gelten entſprechend. 


619, 

Die Beteiligten können — vorbehaltlich der Vorſchrift un § 34 Abſ. 2 — 
Einſicht in die Akten nehmen und ſich daraus gegen Erſtattung der Koſten Aus⸗ 
fertigungen, Auszüge und Abſchriften erteilen laſſen. Der Vorſitzende kann aus 
beſonderen Gründen die Akteneinſicht verſagen oder beſchränken. 

Dritten Perſonen kann der Vorſitzende ohne Einwilligung der Parteien 
die Einſicht der Akten nur geſtatten, wenn ein rechtliches Intereſſe glaubhaft 
gemacht wird. 

Die Entwürfe zu Entſcheidungen ſowie Schriftſtücke, die Abſtimmungen 

betreffen, werden weder vorgelegt noch abſchriftlich mitgeteilt. 


§ 20. 

In einfachen Fällen ſowie dann, wenn das tatſächliche Verhältnis aus 
vorliegenden Akten und Urkunden ſich ſofort feſtſtellen läßt, kann die Verhand⸗ 
lungszeit ohne vorgängigen Schriftwechſel beſtimmt werden. Der Gegenpartei iſt 
in dieſem Falle gleichzeitig mit der Benachrichtigung von der Verhandlungszeit 
die Abſchrift der Berufung mitzuteilen. 5 


§ 21. 

Der Vorſitzende des Schiedsgerichts kann in allen Sachen ohne mündliche 
Verhandlung eine Vorentſcheidung treffen. 

Gegen die Vorentſcheidung kann entweder die Revifion an das Oberſchieds⸗ 
gericht in Knappſchaftsangelegenheiten eingelegt oder binnen der gleichen Friſt 
von einem Monate nach der Zuſtellung der Vorentſcheidung der Antrag auf 
mündliche Verhandlung geſtellt werden. Die Vorentſcheidung muß hierauf unter 
Angabe der Friſt hinweiſen. 
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Minderjährige, die das ſechzehnte Lebensjahr vollendet haben, können ſelb⸗ 

ſtändig den Antrag auf mündliche Verhandlung ſtellen. 
ſt der Antrag auf mündliche Verhandlung verſpätet geſtellt, ſo wird er 
als unzuläſſig verworfen. 
$ 22. 

Iſt im Falle des § 21 von beiden Rechtsbehelfen Gebrauch gemacht, ſo 
findet die mündliche Verhandlung ſtatt. 

Die Vorentſcheidung des Vorſitzenden ſteht für die Reviſion und die 
Wiederaufnahme des Verfahrens einer Entſcheidung des Schiedsgerichts gleich, 
wenn mündliche Verhandlung nicht beantragt worden iſt. 


§ 23. 
Von dem Falle des § 21 und von den in den $$ 62, 63 bezeichneten 
Ausnahmen abgeſehen, entſcheidet das Schiedsgericht auf Grund mündlicher Ver⸗ 
handlung. Die Verhandlungszeit wird von dem Vorſitzenden beſtimmt. 


§ 24, 

Der Vorſitzende bereitet die Sache vor. Er kann vor der mündlichen 
Verhandlung Beweis erheben ſowie unter entſprechender Anwendung der $$ 148, 
149 der Zivilprozeßordnung die Ausſetzung des Verfahrens anordnen und dieſe 
Anordnung wieder aufheben. Gegen die Anordnung der Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens oder die Wiederaufhebung dieſer Anordnung iſt binnen einer Woche Be⸗ 
ſchwerde an das Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegenheiten zuläſſig. 

Der Vorſitzende kann nach eigenem Ermeſſen Augenſchein einnehmen, 
Zeugen und Sachverſtändige, auch eidlich, vernehmen, Gutachten von Arzten und 
amtliche Auskünfte jeder Art einholen, auch andere Knappſchaftsvereine oder be⸗ 
ſondere Krankenkaſſen beiladen. 

§ 25. 

Bei Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen iſt den Beteiligten 
Gelegenheit zur Teilnahme zu gewähren. 

Die Beteiligten ſind berechtigt, den Zeugen und Sachverſtändigen diejenigen 
Fragen vorlegen zu laſſen, welche ſie zur Aufklärung der Sache oder der Ver⸗ 
hältniſſe des Befragten für dienlich halten. Der Vorſitzende kann ihnen die un⸗ 
mittelbare Frageſtellung geſtatten; er entſcheidet über die Zuläſſigkeit einer Frage. 


$ 26. 

Den Zeugen und Sachverſtändigen iſt mit der Ladung der Gegenſtand 
ihrer Vernehmung mitzuteilen. Aus beſonderen Gründen, namentlich zur Her⸗ 
beiführung einer unbeeinflußten, wahren Ausſage, kann hiervon abgeſehen werden. 
Die Gründe ſind in den Akten zu vermerken. 
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Die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Pflicht, als Zeuge oder 
Sachverſtändiger zu erſcheinen, ſich vernehmen und vereidigen zu laſſen, gelten 
entſprechend. i 

Eine Vereidigung findet nur ſtatt, wenn der Vorſitzende ſie für notwendig 
hält, um eine wahre Ausſage herbeizuführen. 

Ob die Ausſage oder Eidesleiſtung verweigert werden darf, entſcheidet der 
Vorſitzende. Gegen ſeine Entſcheidung iſt binnen einer Woche Beſchwerde an 
das Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegenheiten zuläſſig. 


$ 28. 
Gegen Zeugen und Sachverſtändige, die 
ſich nicht einfinden, 
ihre Ausſage oder die Eidesleiſtung ohne Angabe eines Grundes oder, 
nachdem der vorgeſchützte Grund rechtskräftig für unerheblich erklärt 
iſt, verweigern, 
kann nur eine Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark verhängt werden. 

Die Strafe verhängt der Vorſitzende. Gegen ſeine Entſcheidung iſt binnen 
einer Woche Beſchwerde an das Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegenheiten 
uläſſig. . 
i Erfolgt nachträglich eine genügende Entſchuldigung für das Verhalten der 
Zeugen oder Sachverſtändigen, ſo iſt die Geldſtrafe wieder aufzuheben. 

Die gegen Zeugen oder Sachverſtändige feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen zur 
Kaſſe des Knappſchaftsvereins oder der beſonderen Krankenkaſſe, deren Streitſache 
den Anlaß zu der Straffeſtſetzung gegeben hat. 


$ 29. 

Militärperſonen, die dem aktiven Heere, der aktiven Marine oder einer der 
Schutztruppen angehören, werden als Zeugen oder Sachverſtändige auf Erſuchen 
von der Militärbehörde geladen. 

Verweigern ſie das Zeugnis oder den Eid, ſo verhängt auf Erſuchen das 
Militärgericht die Geldſtrafe. 

§ 30. 

Die Zeugen und Sachverſtändigen erhalten Gebühren wie bei Vernehmungen 
vor dem ordenklichen Gericht in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. 

Auf Beſchwerde gegen die Feſtſetzung der Gebühren entſcheidet das Ober⸗ 
ſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegenheiten. 


§ 31. 
Sollen Zeugen oder Sachverſtändige im Wege der Rechtshilfe eidlich ver⸗ 
nommen werden, jo iſt das Amtsgericht zu erſuchen, in deſſen Bezirke die Zeugen 
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a a ihren Wohnſitz oder beim Fehlen eines ſolchen ihren Aufent⸗ 
alt haben. i 
\ Um eidliche Vernehmung eines Zeugen oder Sachverſtändigen darf der 
Vorſitzende nur erſuchen, wenn er die Vereidigung für notwendig hält, um eine 
wahre Ausſage herbeizuführen. 

Wird das Erſuchen um eine Beweisaufnahme von dem Amtsgericht ab⸗ 
gelehnt, ſo entſcheidet das Oberlandesgericht endgültig. 


i $ 32. 

8 27 Abſ. 1 gilt für das Verfahren vor dem erſuchten Richter entſprechend. 

Ob die Ausſage oder die Eidesleiſtung verweigert werden darf, entſcheidet 
der erſuchte Richter. Gegen deſſen Entſcheidung iſt binnen einer Woche Be⸗ 
ſchwerde an das zunächſt höhere Gericht nach den Vorſchriften der Zivilprozeß- 
ordnung zuläſſig. 

$ 33. 

Der Vorſitzende kann ſich bei Einnahme des Augenſcheins der Mitwirkung 
des Bergrevierbeamten, bei Betrieben, die nicht unter bergpolizeilicher Aufſicht 
ſtehen, der Mitwirkung der Ortspolizeibehörde bedienen oder den Bergrevierbeamten 
(die Ortspolizeibehörde) um die Einnahme des Augenſcheins erſuchen. 

Soll im Dienſtraum einer Behörde oder in einem Fahrzeuge der Kaiſer⸗ 
lichen Marine Augenſchein eingenommen werden, ſo iſt die Genehmigung der 
zuſtändigen Dienſt⸗ oder Kommandobehörde einzuholen. 


§ 34. 

Den Beteiligten iſt der Inhalt und auf Verlangen eine Abſchrift der Be⸗ 
weisverhandlungen mitzuteilen. 

Der Vorſitzende entſcheidet, wie weit ärztliche Zeugniſſe und Gutachten mit⸗ 
zuteilen find. Das Schiedsgericht kann die Mitteilung nachholen. 

Die Koſten der auf Verlangen erteilten Abſchriften hat der Antragſteller 
vorher zu zahlen. 

§ 35. 

Hängt der Anſpruch von einem familienrechtlichen oder erbrechtlichen Ver⸗ 
hältnis ab, fo kann der Vorſitzende den Beteiligten aufgeben, das Verhältnis im 
ordentlichen Rechtswege feſtſtellen zu laſſen. 5 

Er beſtimmt zugleich, bis wann die Klage zu erheben iſt, die Friſt kann 
auf Antrag verlängert werden. 

$ 36. 

Die Sitzungen des Schiedsgerichts finden in der Regel an feinem Sitze ſtatt. 

Der Vorſitzende iſt befugt, das Schiedsgericht zu einer 1 an einen 
anderen Ort ſeines Bezirkes zu berufen, wenn dies zur Erſparung an Koſten oder 
Reiſen, zur Aufklärung des Sachverhalts oder zur Erleichterung der Beweisauf⸗ 
nahme zweckmäßig erſcheint. Auch kann das Schiedsgericht aus denſelben Gründen 
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beſchließen, daß die mündliche Verhandlung an einem anderen Orte als am Sitze 
des Schiedsgerichts ſtattfindet. 

Die Sachen, die verhandelt werden ſollen, werden durch Aushang vor dem 
Sitzungszimmer bekannt gemacht und in der Regel in der Reihenfolge erledigt, 
wie ſie der Aushang ergibt. 

$ 37. 

Von Ort und Zeit der mündlichen Verhandlung ſind die Beteiligten, ihre 
geſetzlichen Vertreter oder, falls ſie Bevollmächtigte beſtellt haben, dieſe und zwar 
in der Regel durch eingeſchriebenen Brief oder gegen Poſtzuſtellungsurkunde zu 
benachrichtigen. Außer dem Bevollmächtigten iſt der Beteiligte ſelbſt zu benach⸗ 
richtigen, wenn ſein perſönliches Erſcheinen angeordnet iſt. Sind mehrere Bevoll⸗ 
mächtigte einer Partei vorhanden, ſo genügt die Benachrichtigung eines Bevoll⸗ 
mächtigten. Ein Ausweis über die Benachrichtigung ſoll zu den Akten gebracht 
werden. 

Die Beteiligten ſind darauf hinzuweiſen, daß auch im Falle ihres Aus⸗ 
bleibens verhandelt und entſchieden werden kann. 


les 

Der Vorſitzende kann für die mündliche Verhandlung Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige laden und anderes anordnen, beſonders auch das perſönliche Erſcheinen 
eines Beteiligten. Wird das perſönliche Erſcheinen eines Beteiligten angeordnet, 
ſo iſt ihm dabei zugleich zu eröffnen, daß aus ſeinem Nichterſcheinen ungünſtige 
Schlüſſe für ſeinen Anſpruch gezogen werden können. 

Das perſönliche Erſcheinen eines Beteiligten kann auch angeordnet werden, 
wenn außerhalb der mündlichen Verhandlung Beweis erhoben wird. Dabei gilt 
Abſ. 1 Satz 2. 

$ 39. 

Zwiſchen der Mitteilung der Verhandlungszeit und dieſer ſelbſt ſoll in der 
Regel ein Zeitraum von mindeſtens einer Woche liegen. Die Gründe für eine 
Abweichung von der Regel ſind aktenkundig zu machen. 

Dies gilt auch für die Beweiserhebung außerhalb der mündlichen Verhandlung. 


: § 40. 

Das Schiedsgericht kann Bevollmächtigte und Beiſtände zurückweiſen, die 
das Verhandeln vor Behörden geſchäftsmäßig betreiben. 

Dies gilt nicht für Rechtsanwälte und ſolche Perſonen, welchen das Ver⸗ 
handeln vor Gericht geſtattet ift ($ 157 der Zivilprozeßordnung), auch nicht für 
ſolche Perſonen, welche zur geſchäftsmäßigen Vertretung vor den Schiedsgerichten 
zugelaſſen ſind. 

Über die Zulaſſung entſcheidet das Schiedsgericht, auf Beſchwerde der 
Miniſter für Handel und Gewerbe. f 2 
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Die Zulaſſung darf nur verſagt werden, wenn ein wichtiger Grund vor⸗ 
liegt; ſie darf nicht verſagt werden aus Gründen, die ſich auf die religiöſe oder 
politiſche Betätigung des Antragſtellers ſtützen. 


8 41. 

Wird bei der Verhandlung ein Bevollmächtigter oder Beiſtand zurück⸗ 
gewieſen, ohne daß dies dem Beteiligten vorher rechtzeitig angedroht worden iſt, 
ſo iſt, falls der Beteiligte nicht erſchienen iſt oder falls er es beim Erſcheinen 
auf Befragen beantragt, die Verhandlung auszuſetzen und eine neue Verhand⸗ 
lungszeit anzuberaumen. 

§ 42. 

Vor dem Schiedsgerichte wird mündlich und öffentlich verhandelt. 

8 Die Offentlichkeit kann aus Gründen des öffentlichen Wohles oder der 
Sittlichkeit ausgeſchloſſen werden; der Beſchluß iſt öffentlich zu verkünden. 


§ 43. 
Das Verfahren beim Ausſchluſſe der Offentlichkeit richtet ſich nach $ 174 
Abſ. 2, § 175 Abſ. 1 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 


§ 44. 

Die Vorſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes über die Aufrechterhaltung 
der Ordnung in der Sitzung ( 176 bis 182, 184) gelten entſprechend. 

Über Beſchwerden gegen Ordnungsſtrafen entſcheidet das Oberſchiedsgericht 
in Knappſchaftsangelegenheiten. Die Beſchwerde iſt binnen zwei Wochen nach 
der Zuſtellung der Skrafverfügung bei dem Oberſchiedsgericht einzulegen. 

Die vom Schiedsgerichte feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen zur Kaſſe des 
Knappſchaftsvereins oder der beſonderen Krankenkaſſe, deren Streitſache den Anlaß 
zu der Straffeſtſetzung gegeben hat. 

Gegen Perſonen, die auf Grund des Abſ. 1 aus dem Sitzungszimmer 
entfernt worden ſind, wird in der gleichen Weiſe verfahren, wie wenn ſie ſich 
freiwillig entfernt hätten. 

Um die Vollſtreckung von Haftſtrafen iſt das Amtsgericht zu erſuchen, in 
deſſen Bezirke das Schiedsgericht feinen Sitz oder der Beteiligte feinen Wohnſitz 
oder beim Fehlen eines ſolchen ſeinen Aufenthalt hat. 


$ 45. 

Die mündliche Verhandlung wird vom Vorſttzenden geleitet und beginnt 
mit der Darſtellung des Sachverhalts durch dieſen oder den Berichterſtatter. 

Demnächſt find die erſchienenen Beteiligten zu hören. Der Vorſitzende 
hat das Sach⸗ und Streitverhältnis mit ihnen zu erörtern und dahin zu wirken, 
daß ſie über alle erheblichen Tatſachen ſich vollſtändig erklären ſowie die an⸗ 
gemeſſenen und ſachdienlichen Anträge ſtellen. 
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Die Anträge können ergänzt, berichtigt oder geändert werden. 

Der Vorſitzende hat den Beiſitzern auf Verlangen zu geſtatten, Fragen 
an die erſchienenen Beteiligten, Bevollmächtigten, Beiſtände, Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen zu ſtellen. Zweifel über die Zuläſſigkeit der Fragen entſcheidet das 
Schiedsgericht. 

. § 46. 

Iſt die Sache noch nicht genügend aufgeklärt, ſo hat das Schiedsgericht 
den erforderlichen Beweis in vollem Umfange zu erheben ohne Rückſicht darauf, 
ob dieſer Beweis von den Beteiligten angetreten worden iſt oder nicht. 

Der Beweis foll, ſoweit dies tunlich ift, ſofort erhoben werden; insbeſondere 
ſollen Zeugen und Sachverſtändige ſofort vernommen werden, falls ſie zur 
Stelle ſind oder ihre unverzügliche Geſtellung möglich iſt. Iſt ein Beteiligter 
bei der Beweiserhebung nicht zugegen und nicht vertreten, ſo darf in dieſem 
Termin eine ihm ungünſtige Entſcheidung nicht erlaſſen werden. N 

Iſt die ſofortige Beweiserhebung untunlich, ſo kann das Schiedsgericht 
die Ausführung des Beſchluſſes dem Vorſitzenden übertragen, wenn es den Be⸗ 
weis nicht ſelbſt an Ort und Stelle erhebt oder nach § 85 des Knappſchafts⸗ 
geſetzes durch eine öffentliche Behörde erheben läßt. 

Für die Beweisaufnahme gelten § 24 Abſ. 2, $$ 25 bis 34, für die nach⸗ 
trägliche Anordnung, ein Rechtsverhältnis im ordentlichen Rechtswege feſtſtellen 
zu laſſen, gilt $ 35 mit der Maßgabe entſprechend, daß überall an Stelle des 
Vorſitzenden das Schiedsgericht tritt. 


$ 47. 

Wenn der Verſicherte oder feine Hinterbliebenen beantragen, daß ein be- 
ſtimmter Arzt gutachtlich gehört werde, kann das Schiedsgericht, falls es dieſem 
Antrage ſtattgeben will, dieſe Anhörung von der Bedingung abhängig machen, 
daß der Antragſteller die Koſten vorſchießt und, falls das Schiedsgericht nicht 
anders entſcheidet, ſie endgültig trägt. 


$ 48. 

Zu der mündlichen Verhandlung des Schiedsgerichts iſt ein vereidigter 
Schriftführer zuzuziehen, der eine Niederſchrift aufzunehmen hat. 

Die Niederſchrift enthält Ort und Tag der Verhandlung, die Bezeichnung 
des Schiedsgerichts, Namen und Beruf des Vorſitzenden, der Beiſitzer un des 
Schriftführers unter Bezeichnung der Eigenſchaft, in der ſie mitwirken, den 
Namen des etwa zugezogenen Dolmetſchers, die Bezeichnung der Streitfache, die 
Namen der erſchienenen Beteiligten, geſetzlichen Vertreter, Bevollmächtigten und 
Beiſtände ſowie die Angabe, daß öffentlich verhandelt oder die Öffentlichkeit aus⸗ 
geſchloſſen iſt. 

$ 49. 
Der Gang der Verhandlung iſt im allgemeinen anzugeben. 
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In die Niederſchrift ſind aufzunehmen: 

1. Erklärungen der Parteien, welche die Zurücknahme einer Berufung be⸗ 
zwecken, Anerkenntniſſe, Verzichtleitungen und Vergleiche ſowie andere 
Parteierklärungen, namentlich Geſtändniſſe, deren Feſtſtellung beim 
Schluſſe der mündlichen Verhandlung für angemeſſen erachtet wird; 

2. ſolche Anträge und erheblichen Erklärungen der Beteiligten, die von 
dem Inhalte der Schriftſätze abweichen; 

3. die Ausſagen der Zeugen und Sachverſtändigen und die Feſtſtellung, 

i ob ſie beeidigt ſind oder nicht; 

4. das Ergebnis eines Augenſcheins 

5. Beſchlüſſe des Schiedsgerichts, die Entſcheidungsformel und deren Ver⸗ 
kündung. 

Der Aufnahme in die Niederſchrift ſteht die Aufnahme in eine Schrift 

gleich, die der Niederſchrift als Anlage beigefügt, als ſolche vom Vorſitzenden 
und Schriftführer gekennzeichnet und in der Niederſchrift aufgeführt iſt. 


$ 50. 
Die Niederſchrift ift, foweit fie die Nummern 1 bis 3 des § 49 Abſ. 2 
betrifft, den Beteiligten vorzuleſen. In der Niederſchrift iſt zu bemerken, daß 
dies geſchehen und die Genehmigung erfolgt iſt oder welche Einwendungen er⸗ 


hoben ſind. 


Die Niederſchrift iſt von dem Vorſitzenden und dem Schriftführer zu 
unterzeichnen. Iſt der Vorſitzende verhindert, ſo genügt die Unterſchrift des 
Schriftführers. Die Tatſache der Verhinderung des Vorſitzenden iſt in der 
Niederſchrift zu vermerken. 

$ 51. 5 

Auch über das Ergebnis von Beweisverhandlungen außerhalb der Sitzungen 
des Schiedsgerichts iſt unter Zuziehung eines vereidigten oder durch Handſchlag 
verpflichteten Schriftführers eine Niederſchrift aufzunehmen. § 48 Abſ. 2, SS 49, 
50 gelten entſprechend. Jedoch kann in einfacheren Fällen der Vorſitzende allein 
über das Ergebnis eines Augenſcheins außerhalb der mündlichen Verhandlung 
eine Feſtſtellung zu den Akten bringen. 


$ 52. 
Vergleichen ſich die Parteien über den ſtreitigen Anſpruch und die etwa 
entſtandenen außergerichtlichen Koſten, fo gilt der Streit als erledigt. 


$ 53. 
Gegen am Streite nicht beteiligte Knappſchaftsvereine oder beſondere Kranken⸗ 
kaſſen kann eine Entſcheidung gefällt werden, wenn ſie im Verfahren beigeladen 
worden ſind. 
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N $ 54. 

Das Schiedsgericht entſcheidet innerhalb der erhobenen Anſprüche unter 
Berückſichtigung des geſamten Inhalts der Verhandlungen und des Ergebniſſes 
einer etwaigen Beweisaufnahme ſowie unter Würdigung aller Umſtände nach 
freier Überzeugung. f 

Die Entſcheidungen des Schiedsgerichts erfolgen nach Stimmenmehrheit. 
Bildet ſich bei Abſtimmung über die Höhe von Beträgen keine Mehrheit, ſo 
werden die für den größeren Betrag abgegebenen Stimmen den für den zunächſt 
geringeren ſo lange hinzugerechnet, bis ſich eine Mehrheit ergibt. 


$ 55. 

Die Beratung und Beſchlußfaſſung ſchließen ſich unmittelbar an die 
mündliche Verhandlung an. Sie ſind nicht öffentlich. Außer den zur Ent⸗ 
ſcheidung Berufenen und dem Schriftführer dürfen nur die beim Schiedsgerichte 
beſchäftigten Perſonen zugegen ſein, welchen der Vorſitzende des Schiedsgerichts 
die Anweſenheit zu ihrer Ausbildung geſtattet hat. 

Die Entſcheidung darf nur von den Mitgliedern des Schiedsgerichts ge 
troffen werden, die an der Verhandlung der Sache teilgenommen haben. 

Bei der Abſtimmung ſtimmt der Berichterſtatter (§ 16 Abſ. 4) zuerſt. 
Die übrigen Mitglieder des Schiedsgerichts ſtimmen nach der Reihenfolge ihres 
Lebensalters und zwar das jüngſte zuerſt. Der Vorſitzende ſtimmt in allen Fällen 
zuletzt. Die §§ 196, 197 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes gelten entſprechend. 

Die Abſtimmung der einzelnen Mitglieder des Schiedsgerichts darf keinen 
ſchriftlichen Ausdruck finden. 

Über den Hergang bei der Beratung und über das Stimmenverhältnis 
tft zu ſchweigen. 

$ 56. s 

Hält das Schiedsgericht den Anſpruch für begründet, ſo ſtellt es zugleich 
Betrag und Beginn der Leiſtung feſt. 

Wird der Anſpruch ausnahmsweiſe nur dem Grunde nach anerkannt, ſo 
iſt eine vorläufige Leiſtung anzuordnen und dem Betrage nach feſtzuſtellen. Die 
Feſtſtellung der vorläufigen Leiſtung iſt endgültig; die vorläufigen Zahlungen 

werden angerechnet. 
Hebt das Schiedsgericht die angefochtene Entſcheidung auf, weil das 
Verfahren an einem weſentlichen Mangel leidet, ſo kann es die Sache an die 
Vorinſtanz zurückverweiſen. Dabei kann es die Gewährung einer vorläufigen 
Leiſtung anordnen. 
$ 57. 

Iſt ein Beteiligter auf Anordnung des Vorſitzenden in der mündlichen 
Verhandlung erſchienen, ſo werden ihm auf Verlangen bare Auslagen und 
Zeitverluft vergütet; fie können vergütet werden, wenn er ohne Anordnung er⸗ 
ſcheint und das Schiedsgericht das Erſcheinen für erforderlich hält. 
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Auf Beſchwerde gegen die Verfügung, welche die Vergütung feſtſetzt oder 
ablehnt, entſcheidet das Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegenheiten. 

War ein Beteiligter ohne Anordnung erſchienen, ſo gilt die Vergütung 
als abgelehnt, wenn das Schiedsgericht nicht ausdrücklich feſtſtellt, daß das Er⸗ 
ſcheinen erforderlich war. In dieſem Falle findet Beſchwerde nicht ſtatt. 


$ 58. 

Die Entſcheidung des Schiedsgerichts wird öffentlich verkündet, auch wenn 
die Offentlichkeit der Verhandlung ausgeſchloſſen war. 

Bei der Verkündung der Entſcheidung werden die Gründe mitgeteilt, 
ſoweit dies für erforderlich gehalten wird. Die Verkündung der Entſcheidung 
kann auf eine ſpätere Sitzung vertagt werden, die in der Regel ſofort anzuberaumen 
iſt und binnen einer Woche ſtattfinden ſoll. 


$ 59, 

Die Entſcheidung enthält außer den Gründen eine gedrängte Darſtellung 
des Sach⸗ und Streitſtandes auf Grund der geſamten Verhandlungen unter 
Hervorhebung der in der Sache geſtellten Anträge (Tatbeſtand) und die hiervon 
und von den Gründen äußerlich zu ſondernde Entſcheidungsformel. Bei end⸗ 
gültigen Entſcheidungen genügt neben der Entſcheidungsformel die Angabe der Gründe. 

Im Eingange der Entſcheidung ſind die Beteiligten und ihre geſetzlichen 
Vertreter, das Schiedsgericht und die Mitglieder des Schiedsgerichts, die bei der 
Entſcheidung mitgewirkt haben, die letzteren nach $ 48 Abſ. 2, aufzuführen. Auch 
iſt der Sitzungstag, an dem die Entſcheidung ergangen iſt, zu bezeichnen und 
anzugeben, daß mündlich verhandelt iſt. 

Im Falle der Behinderung des Vorſitzenden unterzeichnet für ihn der an 
Lebensjahren älteſte Beiſitzer die Entſcheidung. 

Für die Vorentſcheidung (§ 21) gelten Abſ. 1 bis 3 entſprechend. 


§ 60. 

Eine Ausfertigung der Entſcheidung ſoll ſpäteſtens binnen drei Wochen 
nach der Verkündung den Beteiligten oder ihren geſetzlichen Vertretern zugeſtellt 
werden. Sind die Beteiligten durch Bevollmächtigte vertreten, ſo iſt die Aus⸗ 
fertigung dieſen zuzuſtellen. Sind mehrere Bevollmächtigte einer Partei vorhanden, 
ſo genügt die Zuſtellung an einen Bevollmächtigten. 


§ 61. 
Ausfertigungen und Abſchriften ſind als ſolche zu bezeichnen. 
Die Ausfertigung erhält die Schlußformel: 
„Urkundlich unter Siegel und Unterſchrift.“ 
„Das Knappſchafts⸗Schiedsgericht in .... ...“ 
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Am Schluſſe wird die Ausfertigung mit dem Siegel des Schiedsgerichts 
verſehen und von dem Vorſitzenden, im Falle ſeiner Behinderung von ſeinem 
Stellvertreter unterzeichnet. 

Hat der Miniſter für Handel und Gewerbe beſtimmt, daß die Ausfertigungen 
von einem Bureau⸗ oder Kanzleibeamten des Schiedsgerichts unterzeichnet werden, 
jo iſt unter die einſchließlich der Unterſchrift gefertigte Abſchrift zu fegen. 

„Die Übereinſtimmung dieſer Ausfertigung mit der Urſchrift wird hier⸗ 
durch beglaubigt.“ 

Der Beamte unterſchreibt dieſen Zuſatz unter Beifügung ſeiner Amtseigenſchaft. 


§ 62. 

Schreib⸗ und Rechenfehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten, die in der 
Entſcheidung vorkommen, ſind jederzeit auf Antrag oder von Amts weger zu 
berichtigen. 

Der Vorſitzende entſcheidet ohne mündliche Verhandlung, ob zu berichtigen iſt. 

Berichtigt er, jo wird die Verfügung auf der Urſchrift der Entſcheidung 
und den Ausfertigungen vermerkt. Über die Verfügung kann ſich der Beteiligte 
bei dem Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegenheiten beſchweren. 

Die Verfügung, die eine Berichtigung ablehnt, iſt unanfechtbar. 


$ 63. 

Hat die Entſcheidung einen von einer Partei erhobenen Haupt⸗ oder Neben⸗ 
anſpruch oder den Koſtenpunkt ganz oder teilweiſe übergangen, ſo wird ſie auf 
Antrag nachträglich ergänzt. 

Über den Antrag kann ohne mündliche Verhandlung entſchieden werden, 
wenn es ſich um einen Nebenanſpruch oder um den Koſtenpunkt handelt. 

Die ergänzende Entſcheidung wird auf der Urſchrift der Entſcheidung und 
den Ausfertigungen vermerkt. 


§ 64. 

Steht es feſt, daß die Entſcheidung mit der Reviſton nicht angegriffen 
werden kann ($ 82 des Knappſchaftsgeſetzes), fo vermerkt der Vorſitzende unter 
Hinweis auf die geſetzlichen Vorſchriften am Schluſſe der Entſcheidung, daß hier⸗ 
gegen kein Rechtsmittel mehr zuläſſig iſt. 

Wird eine Vorentſcheidung erlaſſen (§ 21), ſo geht der Vermerk dahin, 
daß nur Antrag auf mündliche Verhandlung vor dem Schiedsgerichte zuläffig 
ift; die Friſt hierfür iſt zu bezeichnen. 


$ 65. 
Für die Berechnung von Friſten gelten die $$ 124 bis 127, für Zu⸗ 
ſtellungen die $$ 135, 136, für die Wiederaufnahme des Verfahrens die $$ 1722 
bis 1734 der Reichsverſicherungsordnung entſprechend. 


— 419 — 


III. Koſten des Verfahrens, 


§ 66. 

Die gerichtlichen Koſten des Verfahrens, welche durch die einzelnen Streit⸗ 
fälle erwachſen und nach § 79 Abſ. 3 des Knappſchaftsgeſetzes von dem 
Knappſchaftsvereine zu zahlen ſind, deſſen Entſcheidung angefochten iſt, werden 
vorbehaltlich der Vorſchrift des § 79 Abſ. 3 Satz 2 des Knappſchaftsgeſetzes durch 
Verfügung des Vorſitzenden feſtgeſetzt. Gegen die Verfügung kann binnen einer 
Woche nach Zuſtellung Beſchwerde bei dem Schiedsgericht eingelegt werden. Hält 
der Vorſitzende die Beſchwerde für begründet, ſo kann er ihr abhelfen. Andern⸗ 
falls iſt die Beſchwerde mit einer gutachtlichen Außerung unter Beifügung der 
Verhandlungen dem Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegenheiten vorzulegen. 


$ 67. 
Bei der mündlichen Verhandlung wird von Amts wegen geprüft, ob und 
in welchem Betrage die unterlegene Partei dem Gegner ſeine Koſten (außergerichtliche 
Koſten) zu erſtatten hat. 
Die Höhe dieſer Koſten wird in der Entſcheidung feſtgeſetzt. 


$ 68. 
Der Minifter für Handel und Gewerbe kann über die Koſten des Schieds— 
gerichts und des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen. 


$ 69. 
Die feſtgeſetzten Geldſtrafen ($ 1 Abſ. 6 Schlußſatz, § 28 Abſ. 1, § 44 
Abf. 3) ſowie die gerichtlichen und außergerichtlichen Koſten ($$ 66, 67) werden 
wie Gemeindeabgaben beigetrieben. Das Gleiche gilt für die nach § 79 Abſ. 3 
Satz 2 des Knappſchaftsgeſetzes einem Beteiligten auferlegten, in der Entſcheidung 
feſtzuſetzenden Koſten. 


B. Vorſchriften für die auf Grund des § 80 des KXnappſchaftsgeſetzes zur 

ſchiedsgerichtlichen Entſcheidung von Anappſchaftsangelegenheiten beſtellten 

beſonderen Oberverſicherungsämter (Knappſchafts⸗Oberverſicherungsämter). 
§ 70. 

Die ſchiedsgerichtliche Entſcheidung knappſchaftlicher Streitigkeiten erfolgt 
im Spruchverfahren. 

Für das Verfahren in Knappſchaftsangelegenheiten vor den Knappſchafts⸗ 
Oberverſicherungsämtern gelten entſprechend § 1 Abſ. 3, § 6 mit der Maßgabe, 
daß das Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegenheiten auch zu entſcheiden hat, 
wenn Streit über die Zuſtändigkeit zwiſchen Knappſchafts⸗Oberverſicherungsämtern 
entſteht, § 7 Abſ. 1, § 10 Abſ. 2, 3, §§ 11, 12, § 16 Abſ. 1 bis 3, § 17, 

Oeſetzammlung 1913. (Nr. 1132611327.) 76 
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§§ 21 bis 34 mit der Maßgabe, daß an Stelle des Vorſitzenden des Schiedsgerichts 
der Vorſitzende der Spruchkammer tritt, § 44 Abf. 2, 3, 5, $$ 46, 52, 53, 
$ 56 Abf. 3, $$ 57, 62, 63, 64, $ 66 mit der Maßgabe, daß an Stelle des 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts der Vorſitzende der Spruchkammer tritt, §§ 67, 
68 und 69. N 

Im übrigen regelt ſich das Verfahren nach den für die Oberverſicherungs⸗ 
ämter geltenden Beſtimmungen. f 


C. Inkrafttreten der Verordnung. 
§ 71. 

Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1914 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Verordnung über das Verfahren vor den Schiedsgerichten zur Entſcheidung 
von Knappſchaftsangelegenheiten vom 29. November 1907 (Geſetzſamml. S. 301) 
außer Kraft. 5 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ; 

Gegeben Neues Palais, den 8. Dezember 1913. 

(JL. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 


v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. 
v. Dallwitz. Lentze. v. Falkenhayn. 


(Nr. 11327.) Verordnung über das Verfahren vor dem Oberſchiedsgericht in Knappſchafts⸗ 
angelegenheiten (Oberſchiedsgerichtsordnung). Vom 8. Dezember 1913. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc, 


verordnen auf Grund des § 84 des Knappſchaftsgeſetzes in der Faſſung der 
Bekanntmachungen vom 17. Juni und 30. Dezember 1912 (Geſetzſamml. 1912 
S. 137, 1913 S. 2), was folgt: S 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


81. 
Der Vorſitzende, im Falle der Behinderung ſein Stellvertreter, leitet, be⸗ 
aufſichtigt und verteilt die Geſchäfte beim Oberſchiedsgerichte. 

„Der Vorſitzende öffnet die eingehenden Sendungen und vermerkt auf den 
Schriftſtücken den Tag des Einganges, wenn nicht von ihm dieſe Geſchäfte einem 
vereidigten Beamten des Oberſchiedsgerichts übertragen ſind. Er beſtimmt die 
Sitzungen, zeichnet die Urſchriften der Verfügungen, Vorladungen, Entſcheidungen, 
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Berichte uſw. und vollzieht die Reinſchriften, wenn nicht etwa durch andere 
Grundſätze, die die Aufſichtsbehörde (Miniſter für Handel und Gewerbe) über 
die Verteilung der Prozeßſachen auf den Vorſitzenden und den ſtellvertretenden 
Vorſitzenden feſtſtellen kann, eine Abweichung von dieſer Regel herbeigeführt iſt. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe kann die Vollziehung der Rein⸗ 
ſchriften durch Beglaubigungsvermerk eines Bureau⸗ oder Kanzleibeamten zulaſſen. 

Der Vorſitzende trifft die Anordnungen über die Führung der Geſchäfts⸗ 
kontrollen. Er verpflichtet die Beamten des Oberſchiedsgerichts, ſoweit ſie nicht 
bereits einen Dienſteid geleiſtet haben, eidlich auf die gewiſſenhafte Erfüllung der 
Amtspflichten, worüber eine Niederſchrift aufzunehmen iſt, und übt über fie die 
unmittelbare Dienſtaufſicht aus. Diſziplinarſtrafen verhängt, wenn die Beamten 
bei dem Oberſchiedsgericht im Hauptamt angeſtellt find, der Vorſitzende, im übrigen 
die ihnen im Hauptamte vorgeſetzte Dienſtbehörde. b 

Die Beiſitzer haben dem Vorſitzenden Tatſachen, die ihre Wählbarkeit aus⸗ 
ſchließen (§ 83 Abſ. 2, § 72 Abſ. 3, § 73 Abſ. 1 des Knappſchaftsgeſetzes), an⸗ 
zuzeigen. Hiervon hat der Vorſitzende dem Miniſter für Handel und Gewerbe 
wegen Ernennung eines Beiſitzers für den Reſt der Wahlperiode Anzeige zu er⸗ 
ſtatten (§ 83 Abſ. 2, § 72 Abſ. 6 Satz 2 des Knappſchaftsgeſetzes). Die gleiche 
Verpflichtung hat der Vorſitzende, wenn ein Beiſitzer während der Wahlperiode 
durch Tod ausſcheidet. 

Verweigert ein Beiſitzer dauernd ſeine Dienſtleiſtung oder werden dem 
Vorſitzenden von einem Beiſitzer Tatſachen bekannt, die ſeine Wählbarkeit aus⸗ 
ſchließen oder eine grobe Verletzung ſeiner Amtspflicht darſtellen, ſo hat der Vor⸗ 
ſitzende dieſen Beiſitzer zu den Sitzungen einſtweilen nicht zuzuziehen und bei dem 
Miniſter für Handel und Gewerbe die Enthebung des Beiſitzers vom Amte zu 
beantragen ($ 83 Abſ. 2, § 75 Abſ. 3 des Knappſchaftsgeſetzes). Vor der Ent 
hebung vom Amte iſt dem Beiſitzer Gelegenheit zur Außerung zu geben. Der 
Vorſitzende hat ferner, wenn ein Beiſitzer ohne genügende Entſchuldigung zu den 
Sitzungen ſich nicht rechtzeitig einfindet oder ſeinen Obliegenheiten in anderer 
Weiſe ſich entzieht, bei dem genannten Miniſter den Antrag auf Feſtſetzung einer 
Geldſtrafe zu ſtellen (§ 83 Abſ. 2, § 75 Abſ. 2 des Knappſchaftsgeſetzes). 


82. 

Die Beiſitzer werden zu den Verhandlungen des Oberſchiedsgerichts nach 
einer im voraus aufgeſtellten Reihenfolge und zwar in der Regel nach der 
Reihenfolge der Anfangsbuchſtaben ihrer Namen zugezogen. 

Will der Vorſitzende von dieſer Reihenfolge aus befonderen Gründen ab⸗ 
weichen, ſo ſind dieſe aktenkundig zu machen. 

Ein Beiſitzer, welcher durch Krankheit oder durch ſonſtige, nicht zu be⸗ 
ſeitigende Umſtände verhindert iſt, einer Verhandlung beizuwohnen oder ſich der 
Wahrnehmung der ihm ſonſt obliegenden Geſchäfte zu unterziehen, hat dies ſo⸗ 
fort dem Vorſitzenden anzuzeigen. Das Gleiche gilt bei beabſichtigter längerer 
Entfernung vom Wohnorte. : 
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$ 3. 

Für die Beſetzung des Oberſchiedsgerichts mit Mitgliedern gelten die Vor⸗ 
ſchriften des § 83 des Knappſchaftsgeſetzes. 

Die Vorſchrift des § 83 Abſ. 2 Nr. 30 a. a. O. gilt entſprechend für die 
Entſcheidungen des Oberſchiedsgerichts in den Fällen des $ 56 Abſ. 3 und § 60 
dieſer Verordnung ſowie in den Fällen des § 6, § 10 Abſ. 2, $ 24 Abſ. 1, 
927 Abſ. 3, § 28 Abſ. 2, § 30 Abſ. 2, § 44 Abſ 2, § 57 Ubi. 2, $ 62 
Abſ. 3, § 66 Satz 4 und § 70 Abſ. 2 Streit über die Zuſtändigkeit zwiſchen 
Knappſchafts⸗Oberverſicherungsämtern) der Verordnung über das ſchiedsgericht⸗ 
liche Verfahren bei knappſchaftlichen Streitigkeiten (Schiedsgerichtsordnung) vom 
8. Dezember 1913. 

Die zu den Entſcheidungen des Oberſchiedsgerichts zuzuziehenden richter. 
lichen Beamten, Verſicherungsverſtändigen und Bergbauverſtändigen werden bei 
ihrer erſten Dienſtleiſtung in öffentlicher Sitzung durch den Vorſitzenden beeidigt. 

Für die Beeidigung gilt § 51 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entſprechend. 


84. 

Die Beſtimmungen der $$ 1641, 1643, 1645 und 1647 der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung über Ausſchluß und Ablehnung von Mitgliedern des 
Spruchausſchuſſes des Verſicherungsamts gelten für die Mitglieder des Ober⸗ 
ſchiedsgerichts entſprechend. f 2 

Wird ein Beiſitzer abgelehnt, fo entſcheidet der Vorſitzende. Wird der 
Vorſitzende abgelehnt, ſo entſcheidet das Oberſchiedsgericht. Einer Entſcheidung 
bedarf es nicht, wenn der Abgelehnte das Ablehnungsgeſuch für begründet hält. 

Bei der Entſcheidung des Oberſchiedsgerichts über die Ablehnung des Vor⸗ 
ſizenden hat dieſer nicht mitzuwirken. An feiner Stelle führt der dem Lebens⸗ 
alter nach älteſte Beiſitzer den Vorſitz. Ergibt ſich bei der Abſtimmung 
Stimmengleichheit, ſo gilt der Antrag als abgelehnt. 


§ 5. 
54 Abſ. 2 gilt auch, wenn ein Mitglied des Oberſchiedsgerichts ſelbſt 
eine Tatſache anzeigt, die ſeine Ablehnung rechtfertigen könnte, oder wenn Zweifel 
darüber entſtehen, ob es aus einem geſetzlichen Grunde ausgeſchloſſen iſt. 


§ 6. : 
Der Vorſitzende des Oberſchiedsgerichts erſtattet einen Geſchäftsbericht; das 
Nähere beſtimmt der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


87. 
Für die Geſchäftsſprache vor dem Oberſchiedsgerichte gelten die $$ 186 bis 193 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entſprechend. Schriftſtücke, die nicht in deutſcher 
Sprache abgefaßt ſind, brauchen nicht berückſichtigt zu werden. 


| $8. 
Die Ausfertigungen und Reinſchriften ergehen unter der Unterſchrift: 
„Das Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegenheiten.“ 
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8.85 5 
Das Oberſchiedsgericht führt ein Siegel, das durch den Miniſter für 
Handel und Gewerbe beſtimmt wird. 


810. 
Das Oberſchiedsgericht unterliegt der Beaufſichtigung durch den Miniſter 


für Handel und Gewerbe. 


II. Vorſchriften über das Verfahren. 
A. Die Revifion. 


511. 

— Die Reviſion iſt bei dem Oberſchiedsgerichte ſchriftlich einzulegen. Die 
Reviſionsfriſt gilt auch dann als gewahrt, wenn innerhalb derſelben die Reviſion 
bei dem Berufungsgericht oder bei einer anderen amtlichen Stelle oder einem 
Knappſchaftsorgan eingegangen iſt, dieſe haben die Reviſionsſchrift unverzüglich 
an das Oberſchiedsgericht abzugeben. 


B. Die Beſchwerde. 
912. 

Die Beſchwerde iſt ſchriftlich einzulegen und zwar: 

1. bei dem Oberbergamt in den Fällen des § 6 Abſ. 3, § 41 Abſ. 2, 
§ 47 und § 54 Abſ. 3 des Knappſchaftsgeſetzes; 

2. bei dem Berufungsgericht in den Fällen des F 10 Abſ. 2, § 24 Abſ. 1, 
§ 27 Abſ. 3, § 28 Abſ. 2, § 30 Abſ. 2, § 44 Abſ. 2, § 57 Abſ. 2, 
§ 62 Abſ. 3 und $ 66 Satz 4 der Verordnung über das ſchiedsgericht⸗ 
liche Verfahren bei knappſchaftlichen Streitigkeiten (Schiedsgerichtsordnung) 
vom 8. Dezember 1913. 

§ 11 Satz 2 gilt entſprechend. 


C. Gemeinſame Beſtimmungen für Revifion und Beſchwerde. 
$ 13. 

In der Rechtsmittelſchrift ſollen die Parteien, der Gegenſtand des Anſpruchs 
und die angefochtene Entſcheidung bezeichnet und ein beſtimmter Antrag geſtellt 
werden; bei Reviſionen ſollen insbeſondere auch die Geſichtspunkte, woraus die 
Nichtanwendung oder die unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechtes oder ein 
Verſtoß wider den klaren Inhalt der Akten oder Mängel des Verfahrens ſich 
ergeben ſollen (§ 82 Abſ. 6 des Knappſchaftsgeſetzes), bei Beſchwerden insbeſondere 
auch die etwa vorzubringenden neuen Tatſachen und Beweismittel angeführt 
werden. Bei Reviſionen iſt für die Gegenpartei eine Abſchrift beizufügen. Das 
Gleiche gilt bei Beſchwerden, wenn eine Gegenpartei vorhanden iſt. 

$ 14. 

Für die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die Verſäumung 
der Rechtsmittelfriſt gelten die $$ 131, 132, 133 Abſ. 1 und § 134 der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung entſprechend. a 


5 — 


Der Antrag auf Wiedereinſetzung wird bei dem Oberſchiedsgericht angebracht. 
811 Satz 2 gilt entſprechend. 


15. 

Die Rechtsmittelſchriften müſſen entweder von dem Beteiligten ſelbſt oder 
von ſeinem geſetzlichen Vertreter oder von einem Bevollmächtigten unterzeichnet 
fein. Das Gleiche gilt für die übrigen Schriftſätze. 

Die Vollmacht muß ſchriftlich erteilt werden. Ehegatten, Verwandte oder 
Verſchwägerte der aufſteigenden Linie und volljährige Verwandte oder Ver⸗ 
ſchwägerte der abſteigenden Linie können auch ohne den Nachweis der Vollmacht 
zur Vertretung zugelaſſen werden. Dasſelbe gilt von den im § 29 Abſ. 2 
bezeichneten Perfonen; indeſſen tft, dieſen die Nachbringung einer ſchriftlichen 
Vollmacht aufzugeben. Die Partei muß die Prozeßführung gegen ſich gelten 
laſſen, wenn fie auch nur mündlich Vollmacht erteilt oder wenn ſie die Prozeß⸗ 
führung ausdrücklich oder ſtillſchweigend genehmigt hat. 

Die Prozeßfähigkeit einer Partei, die Vertretungsbefugnis eines geſetzlichen 
Vertreters und die Vollmachten ſind von Amts wegen zu prüfen. 


i § 16. 

Für nicht prozeßfähige Parteien ohne geſetzlichen Vertreter hat der Vor⸗ 
ſitzende die Beſtellung eines ſolchen (Vormundes oder Pflegers) zu veranlaſſen. 
Bis zu deſſen Eintritt kann der Vorſitzende der Partei für das Verfahren einen 
beſonderen Vertreter beſtellen. Dieſem ſtehen in dem Verfahren alle Parteirechte 
außer der Empfangnahme von Zahlungen zu. 

Die Beſtellung eines beſonderen Vertreters iſt auch zuläſſig, wenn der 
Aufenthaltsort der Partei oder ihres geſetzlichen Vertreters unbekannt oder vom 
Sitze des Oberſchiedsgerichts weit entfernt iſt. 

Die nicht prozeßfähige Partei iſt auf ihr Verlangen ſelbſt zu hören. 

Die Koſten des beſonderen Vertreters gelten als außergerichtliche Koſten. 

$ 17. 

Der Tag des Einganges der Rechtsmittelſchrift ift ſofort auf der Urſchrift 
und der Abſchrift zu vermerken. Fehlt die Abſchrift ($ 13 Satz 2, 3), fo hat 
ſie das Oberſchiedsgericht anzufertigen und den Vermerk des Einganges auf ſie 
zu übertragen. Die Koſten können von dem Antragſteller eingezogen werden. 

Das Oberſchiedsgericht teilt der Gegenpartei die Abſchrift der Rechtsmittel⸗ 
ſchrift mit dem Anheimgeben mit, binnen einer beſtimmten Friſt, die in der 
Regel nicht über zwei Wochen zu bemeſſen iſt, eine Gegenſchrift einzureichen. 
Dabei iſt zu vermerken, daß auch verhandelt und entſchieden werden kann, wenn 
die Gegenſchrift innerhalb der Friſt nicht eingeht. Die Friſt kann auf Antrag 
verlängert werden. 

„Der Gegenſchrift und etwaigen weiteren Schriftſätzen ſind für die Gegen⸗ 
partei die erforderlichen Abſchriften beizufügen. Iſt eine Abſchrift der Gegenſchrift 
nicht eingereicht, ſo fordert ſie das Oberſchiedsgericht nachträglich ein oder fertigt 
fie ſelbſt an. Das Gleiche gilt von weiteren Schriftſätzen, falls ſie neue und 
weſentliche Anführungen enthalten. Dabei iſt Abſ. 1 Satz 3 anzuwenden. 


— 
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$ 18. 

Die Vorverhandlungen ſind, ſoweit ſie nicht gleichzeitig mit der Rechts⸗ 
mittelſchrift eingereicht werden, unverzüglich beizuziehen. 

Sie umfaſſen die ſämtlichen Schriftſtücke über den Gegenſtand, die bei den 
Vorinſtanzen vorhanden ſind, einſchließlich derjenigen, die ſich in Vorakten be⸗ 
finden oder im Laufe des Verfahrens neu entſtanden ſind. Die neuen Schrift⸗ 
ſtücke ſind auch ohne Aufforderung unverzüglich nachzureichen. 

ih Die Vorinſtanz hat eine Abſchrift der angefochtenen Entſcheidung ein- 
zureichen. 


$ 19, | 
Iſt das Rechtsmittel nicht rechtzeitig eingelegt oder iſt das Oberſchieds⸗ 
gericht geſetzlich zur Entſcheidung über die dem Rechtsmittel zugrunde liegenden 
Beſchwerdepunkte nicht zuſtändig, ſo kann das Oberſchiedsgericht das Rechtsmittel 
ohne mündliche Verhandlung durch eine mit Gründen zu verſehende Entſcheidung 
als unzuläſſig verwerfen. 
§ 20. 
Dritte, die an dem Ausgange des Verfahrens ein berechtigtes Intereſſe haben, 
können auf Antrag oder von Amts wegen zum Verfahren zugezogen werden. 
Solche Dritte ſind auch ohne Zuziehung jederzeit berechtigt, dem Ver⸗ 
fahren beizutreten, Ausführungen zu machen und Anträge zu ſtellen. 
Sie ſind im Falle der Zuziehung oder des Beitritts von dem Gange und 
dem Ausgange des Verfahrens in Kenntnis zu ſetzen. Die §§ 13, 15 bis 17 
gelten entſprechend. 
9 21 
Die Vorſchriften des § 239 Abſ. 1, 2 und der §§ 241, 249 der Zivil⸗ 
prozeßordnung über die Unterbrechung des Verfahrens gelten entſprechend. 


§ 22. 

Die Beteiligten können — vorbehaltlich der Vorſchrift im § 46 Abſ. 2 — 
Einſicht in die Akten nehmen und ſich daraus gegen Erſtattung der Koſten Aus⸗ 
fertigungen, Auszüge und Abſchriften erteilen laſſen. Der Vorſitzende kann aus 
beſonderen Gründen die Akteneinſicht verſagen oder beſchränken. 

Dritten Perſonen kann der Vorſitzende ohne Einwilligung der Parteien die 
Einſicht der Akten nur geſtatten, wenn ein rechtliches Intereſſe glaubhaft ge⸗ 
macht wird. 

Die Entwürfe zu Entſcheidungen ſowie Schriftſtücke, die Abſtimmungen 

betreffen, werden weder vorgelegt noch abſchriftlich mitgeteilt. 


$ 23. 
Von den in den $$ 19, 56, 57 bezeichneten Ausnahmen abgeſehen, ent⸗ 
ſcheidet das Oberſchiedsgericht über Reviſionen auf Grund mündlicher Verhandlung. 
N Über Beſchwerden entſcheidet das Oberſchiedsgericht auf Grund der Akten. 
Es iſt jedoch befugt, die Beteiligten behufs Aufklärung des Sachverhalts zur 
mündlichen Verhandlung vorzuladen. N 
Die Verhandlungszeit wird von dem Vorſitzenden beſtimmt. 
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$ 24. 

Der Vorſitzende kann unter entſprechender Anwendung der $$ 148, 149 der 
Zivilprozeßordnung die Ausſetzung des Verfahrens anordnen und dieſe Anordnung 
wieder aufheben. 

Hängt der Anſpruch von einem familienrechtlichen oder erbrechtlichen Ver⸗ 
hältnis ab, ſo kann der Vorſitzende den Beteiligten aufgeben, das Verhältnis im 
ordentlichen Rechtswege feſtſtellen zu laſſen. Er beſtimmt zugleich, bis wann die 
Klage zu erheben iſt , die Friſt kann auf Antrag verlängert werden. 


§ 25. 

Der Vorſitzende bereitet die Sache vor. Er kann für die mündliche Ver⸗ 
handlung Zeugen und Sachverſtändige laden und anderes anordnen, beſonders 
auch das perſönliche Erſcheinen eines Beteiligten. Wird das perſönliche Erſcheinen 
eines Beteiligten angeordnet, ſo iſt ihm dabei zugleich zu eröffnen, daß aus ſeinem 
Nichterſcheinen ungünſtige Schlüſſe für feinen Anſpruch gezogen werden können. 


§ 26. 
N Der Vorſitzende ernennt für die mündliche Verhandlung einen Berichter⸗ 
ſtatter. Auf Anordnung des Vorſitzenden hat der Berichterſtatter vor der Ver⸗ 
handlung einen ſchriftlichen Bericht nebſt Gutachten vorzulegen. 


$ 27. 

Von Ort und Zeit der mündlichen Verhandlung find die Beteiligten, ihre 
geſetzlichen Vertreter oder, falls ſie Bevollmächtigte beſtellt haben, dieſe und 
zwar in der Regel durch eingeſchriebenen Brief oder gegen Poſtzuſtellungsurkunde 
zu benachrichtigen. Außer dem Bevollmächtigten iſt der Beteiligte ſelbſt zu be⸗ 
nachrichtigen, wenn ſein perſönliches Erſcheinen angeordnet iſt. Sind mehrere 
Bevollmächtigte einer Partei vorhanden, ſo genügt die Benachrichtigung eines 
Bevollmächtigten. Ein Ausweis über die Benachrichtigung ſoll zu den Akten 
gebracht werden. 

Die Beteiligten ſind darauf hinzuweiſen, daß auch im Falle ihres Aus⸗ 
bleibens verhandelt und entſchieden werden kann. 


8 28. 

Zwiſchen der Mitteilung der Verhandlungszeit und dieſer ſelbſt ſoll in der 
Regel ein Zeitraum von mindeſtens einer Woche liegen. Die Gründe für eine 
Abweichung von der Regel ſind aktenkundig zu machen. 

Dies gilt auch für die Beweiserhebung außerhalb der mündlichen Ver⸗ 
handlung. 


8 29. | 

Das Oberſchiedsgericht kann Bevollmächtigte und Beiſtände zurückweiſen, 
die das Verhandeln vor Behörden geſchäftsmäßig betreiben. 

Dies gilt nicht für Rechtsanwälte und ſolche Perſonen, welchen das Ver⸗ 
handeln vor Gericht geſtattet iſt ($ 157 der Zivilprozeßordnung), auch nicht für 
ſolche Perſonen, welche zur geſchaͤftsmäßigen Vertretung vor dem Oberſchieds⸗ 
gerichte zugelaſſen find. 


| 
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Aber die Zulaſſung entſcheidet das Oberſchiedsgericht, auf Beſchwerde der 
Miniſter für Handel = Gewerbe. > 5 

Die Zulaſſung darf nur verſagt werden, wenn ein wichtiger Grund vor⸗ 
liegt, ſie darf nicht verſagt werden aus Gründen, die ſich auf die religiöſe oder 
politiſche Betätigung des Antragſtellers ſtützen. 


§ 30. 

Wird bei der Verhandlung ein Bevollmächtigter oder Beiſtand zurück⸗ 
gewieſen, ohne daß dies dem Beteiligten vorher rechtzeitig angedroht worden iſt, 
ſo iſt, falls der Beteiligte nicht erſchienen iſt oder falls er es beim Erſcheinen 
auf Befragen beantragt, die Verhandlung auszuſetzen und eine neue Verhandlungs⸗ 
zeit anzuberaumen. 

$ 31. 

Vor dem Oberſchiedsgerichte wird mündlich und öffentlich verhandelt. 

Die Offentlichkeit kann aus Gründen des öffentliches Wohles oder der 
Sittlichkeit ausgeſchloſſen werden; der Beſchluß iſt öffentlich zu verkünden. 

Die Sachen, die verhandelt werden ſollen, werden durch Aushang vor 
dem Sitzungszimmer bekannt gemacht und in der Regel in der Reihenfolge 
erledigt, wie ſie der Aushang ergibt. f 

32. 

Das Verfahren beim Ausfchluffe der Öffentlichkeit richtet ſich nach $ 174 

Abſ. 2, § 175 Abſ. 1 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 


$ 33. 

Die Vorſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes über die Aufrechterhaltung 
der Ordnung in der Sitzung ($$ 176 bis 182, 184) gelten entſprechend. 

Über Beſchwerden gegen Ordnungsſtrafen entſcheidet endgültig der Miniſter 
für Handel und Gewerbe. Die Beſchwerde iſt binnen zwei Wochen nach der 
Zuſtellung der Strafverfügung bei dieſem Miniſter einzulegen. 

Die vom Oberſchiedsgerichte feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen zur Staatskaſſe. 

Gegen Perſonen, die auf Grund des Abſ. 1 aus dem Sitzungszimmer 
entfernt worden ſind, wird in der gleichen Weiſe verfahren, wie wenn ſie ſich 
freiwillig entfernt hätten. 

Um die Vollſtreckung von Haftſtrafen iſt das Amtsgericht zu erſuchen, in 
deſſen Bezirke das Oberſchiedsgericht ſeinen Sitz oder der Beteiligte ſeinen Wohn⸗ 
ſitz oder beim Fehlen eines ſolchen ſeinen Aufenthalt hat. 


§ 34. 

Die mündliche Verhandlung wird vom Vorſitzenden geleitet und beginnt 
mit der Darſtellung des Sachverhalts durch dieſen oder den Berichterſtatter 

Demnächſt ſind die erſchienenen Beteiligten zu hören. Der Vorſitzende hat 
das Sach⸗ und Streitverhältnis mit ihnen zu erörtern und dahin zu wirken, 
daß ſie über alle erheblichen Tatſachen ſich vollſtändig erklären ſowie die an⸗ 
gemeſſenen und ſachdienlichen Anträge ſtellen. 
Geſetſammlung 1913. (Nr. 11327.) : 77 
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Der Vorſitzende hat den Beiſitzern auf Verlangen zu geſtatten, Fragen 
an die erſchienenen Beteiligten, Bevollmächtigten, Beiſtände, Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen zu ſtellen. Zweifel über die Zuläſſigkeit der Fragen entſcheidet das 
Oberſchiedsgericht. 35 


$ 35. N 

Zu der mündlichen Verhandlung des Oberſchiedsgerichts iſt ein vereidigter 
Schriftführer zuzuziehen, der eine Niederſchrift aufzunehmen hat. 

Die Niederſchrift enthält den Ort und Tag der Verhandlung, die Namen 
des Vorſitzenden und der mitwirken den Beiſitzer, deren Eigenſchaft als Vorſitzender 
und als Vertreter der Werksbeſitzer oder der Knappſchaftsmitglieder ſowie als 
richterlicher Beamter, Verſicherungsverſtändiger oder Bergbauverſtändiger und die 
Bezeichnung des Berufs des Vorſitzenden und der Beiſitzer, die Namen und die 
Bezeichnung des Berufs des Schriftführers und des etwa zugezogenen Dol⸗ 
metſchers, die Bezeichnung der Streitſache, die Namen der erſchienenen Beteiligten, 
geſetzlichen Vertreter, Bevollmächtigten und Beiſtände ſowie die Angabe, daß 
öffentlich verhandelt oder die Offentlichkeit ausgeſchloſſen iſt. 

Der Gang der Verhandlung iſt in der Niederſchrift nur im allgemeinen 
anzugeben. Aufzunehmen ſind Anerkenntniſſe, Verzichtleiſtungen und Vergleiche 
ſowie Beſchlüſſe und die Entſcheidungsformel; ferner ſollen auch die Anträge 
und erheblichen Erklärungen der Beteiligten aufgenommen werden, ſoweit ſie von 
den Anträgen und Erklärungen in den Schriftſätzen abweichen. 

Die Niederſchrift iſt von dem Vorſitzenden und dem Schriftführer und, 
wenn ſie eine Entſcheidungsformel enthält, auch von dem Berichterſtatter zu 
vollziehen. 8 36 


Die Erhebung von Beweiſen erfolgt in der Regel vor dem Oberſchieds⸗ 
gerichte. Das Oberſchiedsgericht iſt jedoch befugt, den Beweis an Ort und Stelle 
zu erheben oder durch ein Mitglied oder nach § 85 des Knappſchaftsgeſetzes 
durch eine öffentliche Behörde erheben zu laſſen. Geeignetenfalls ſteht die Be⸗ 
fugnis der Beweiserhebung auch dem Vorſitzenden ſchon vor Beſtimmung der 
Verhandlungszeit zu. 

Die Beweisverhandlungen ſind unter Zuziehung eines vereidigten oder durch 
Handſchlag zu verpflichtenden Schriftführers aufzunehmen; die Beteiligten ſind zu 
benachrichtigen. 37 


$ 37. 

Bei Vernehmung von Zeugen oder Sachverſtändigen iſt den Beteiligten 
Gelegenheit zur Teilnahme zu gewähren. 

Die Beteiligten find berechtigt, den Zeugen und Sachverſtändigen bie 
jenigen Fragen vorlegen zu laſſen, welche fie zur Aufklärung der Sache oder 
der Verhältniſſe des Befragten für dienlich halten. Das Oberſchiedsgericht 
kann ihnen die unmittelbare Frageſtellung geftatten; es entſcheidet über die Zur 
läffigfeit einer Frage. 


$ 38. 5 
Den Zeugen und Sachverſtändigen iſt mit der Ladung der Gegenſtand 
ihrer Vernehmung mitzuteilen. Aus beſonderen Gründen, namentlich zur Herbei⸗ 


N 


führung einer unbeeinflußten, wahren Ausſage, kann hiervon abgefehen werden. 
Die Gründe ſind in den Akten zu vermerken. 


$ 39. 

Die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Pflicht, als Zeuge oder 
Sachverſtändiger zu erſcheinen, ſich vernehmen und vereidigen zu laſſen, gelten 
entſprechend. 

Eine Vereidigung findet nur ſtatt, wenn das Oberſchiedsgericht ſie für 
notwendig hält, um eine wahre Ausſage herbeizuführen. 

Ob die Ausſage oder die Eidesleiſtung verweigert werden darf, entſcheidet 
das Oberſchiedsgericht. 


$ 40. 
Gegen Zeugen und Sachverſtändige, die 
ſich nicht einfinden, 
ihre Ausſage oder die Eidesleiſtung ohne Angabe eines Grundes oder, 
nachdem der vorgeſchützte Grund rechtskräftig für unerheblich erklärt 
iſt, verweigern, 
kann nur eine Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark verhängt werden. 
Erfolgt nachträglich eine genügende Entſchuldigung für das Verhalten der 
Zeugen oder Sachverſtändigen, ſo iſt die Geldſtrafe wieder aufzuheben. 
Die gegen Zeugen und Sachverſtändige feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen 
zur Staatskaſſe. A 


Militärperſonen, die dem aktiven Heere, der aktiven Marine oder einer 
der Schutztruppen angehören, werden als Zeugen oder Sachverſtändige auf Er⸗ 
ſuchen von der Militärbehörde geladen. 

Verweigern ſie das Zeugnis oder den Eid, ſo verhängt auf Erſuchen das 
Militärgericht die Geldſtrafe. 

§ 42. 

Die Zeugen und Sachverſtändigen erhalten Gebühren wie bei Verneh⸗ 

mungen vor dem ordentlichen Gericht in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. 


$ 43. 

Sollen Zeugen oder Sachverſtändige im Wege der Rechtshilfe eidlich vernommen 
werden, ſo iſt das Amtsgericht zu erſuchen, in deſſen Bezirke die Zeugen oder Sach⸗ 
verſtändigen ihren Wohnſitz oder beim Fehlen eines ſolchen ihren Aufenthalt haben. 

Um eidliche Vernehmung eines Zeugen oder Sachverſtändigen darf das 
Oberſchiedsgericht nur erſuchen, wenn es die Vereidigung für notwendig hält, 
um eine wahre Ausſage herbeizuführen. 

Wird das Erſuchen um eine Beweisaufnahme von dem Amtsgericht ab⸗ 
gelehnt, ſo entſcheidet das Oberlandesgericht endgültig. 


$ 44. 
839 Abſ. 1 gilt für das Verfahren vor dem erfuchten Richter entſprechend. 
; ehe 
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Ob die Ausſage oder die Eidesleiſtung verweigert werden darf, entſcheidet 
der erſuchte Richter. Gegen deſſen Entſcheidung iſt binnen einer Woche Be⸗ 
ſchwerde an das zunächſt höhere Gericht nach den Vorſchriften der Zivilprozeß⸗ 
ordnung zuläſſig. 


$ 45. 

Das Oberſchiedsgericht kann fich bei Einnahme des Augenſcheins der Mit⸗ 
wirkung des Bergrevierbeamten, bei Betrieben, die nicht unter bergpolizeilicher 
Aufſicht ſtehen, der Mitwirkung der Ortspolizeibehörde bedienen oder den Berg⸗ 
revierbeamten (die Ortspolizeibehörde) um die Einnahme des Augenſcheins erſuchen. 
5 Soll im Dienſtraum einer Behörde oder in einem Fahrzeuge der Kaiſer⸗ 

lichen Marine Augenſchein eingenommen werden, ſo iſt die Genehmigung der 
zuſtändigen Dienſt⸗ oder Kommandobehörde einzuholen. 


846. 

Den Beteiligten iſt der Inhalt und auf Verlangen eine Abſchrift der 
Beweisverhandlungen mitzuteilen. 

Der Vorſitzende entſcheidet, wie weit ärztliche Zeugniſſe und Gutachten mit⸗ 
zuteilen find. Das Oberſchiedsgericht kann die Mitteilung nachholen. 

Die Koſten der auf Verlangen erteilten Abſchriften hat der Antragſteller 
vorher zu zahlen. 47 


§ 47. 
Vergleichen ſich die Parteien über den ſtreitigen Anſpruch und die etwa 
entſtandenen außergerichtlichen Koſten, ſo gilt der Streit als erledigt. 


$ 48. 

Gegen am Streite nicht beteiligte Knappſchaftsvereine oder beſondere 
Krankenkaſſen kann eine Entſcheidung gefällt werden, wenn ſie im Verfahren 
beigeladen worden ſind. ö 

i 49. 

Das Oberſchiedsgericht entſcheidet innerhalb der erhobenen Anſprüche unter 
Berückſichtigung des geſamten Inhalts der Verhandlungen und des Ergebniſſes 
einer etwaigen Beweisaufnahme ſowie unter Würdigung aller Umſtände nach 
freier Überzeugung. 

Die Entſcheidungen des Oberſchiedsgerichts erfolgen nach Stimmenmehr⸗ 
heit. Bildet ſich bei Abſtimmung über die Höhe von Beträgen keine Mehrheit, 
ſo werden die für den größeren Betrag abgegebenen Stimmen den für den zu⸗ 
nächſt geringeren ſo lange hinzugerechnet, bis ſich eine Mehrheit ergibt. 


$ 50. 

Die Beratung und Beſchlußfaſſung ſchließen fih unmittelbar an die 
mündliche Verhandlung an. Sie find nicht öffentlich. Außer den zur Ent⸗ 
ſcheidung Berufenen darf nur der Schriftführer zugegen ſein. 

Die Entſcheidung darf nur von den Mitgliedern des Oberſchiedsgerichts 
getroffen werden, die an der Verhandlung der Sache teilgenommen haben. 

Bei der Abſtimmung ſtimmt der Berichterſtatter ($ 26) zuerſt. Die übrigen 
Mitglieder des Oberſchiedsgerichts ſtimmen nach der Reihenfolge ihres Lebens⸗ 
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alters und zwar das jüngſte zuerſt. Der Vorſitzende ſtimmt in allen Fällen 
zuletzt. Die §§ 196, 197 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes gelten entſprechend. 
8 Die Abſtimmung der einzelnen Mitglieder des Oberſchiedsgerichts darf 
keinen ſchriftlichen Ausdruck finden. 
Aber den Hergang bei der Beratung und über das Stimmenverhältnis 
iſt zu ſchweigen. . 
§ 515 


Iſt ein Beteiligter auf Anordnung des Vorſitzenden in der mündlichen 
Verhandlung erſchienen, ſo werden ihm auf Verlangen bare Auslagen und Zeit⸗ 
verluſt vergütet; ſie können vergütet werden, wenn er ohne Anordnung erſcheint 
und das Oberſchiedsgericht das Erſcheinen für erforderlich hält. 

War ein Beteiligter ohne Anordnung erſchienen, ſo gilt die Vergütung 
als abgelehnt, wenn das Oberſchiedsgericht nicht ausdrücklich feſtſtellt, daß das 
Erſcheinen erforderlich war. 5 


$ 52. 

Sofern eine mündliche Verhandlung ſtattgefunden hat, verkündet der Vor⸗ 
ſitzende den Beſchluß oder die Entſcheidung in öffentlicher Sitzung, auch wenn 
die Offentlichkeit der Verhandlung ausgeſchloſſen war. 8 

Bei der Verkündung werden die Gründe mitgeteilt, ſoweit dies für erfor⸗ 
derlich gehalten wird. Die Verkündung kann auf eine ſpätere Sitzung vertagt 
werden, die in der Regel ſofort anzuberaumen iſt und binnen einer Woche ſtatt⸗ 
finden ſoll. 

i i $ 53. 

Die Entſcheidung wird nebſt Gründen von dem Berichterſtatter ($ 26) ent- 
worfen und in der Urſchrift von dem Vorſitzenden, dem Berichterſtatter und einem 
anderen Mitgliede, das an der Entſcheidung teilgenommen hat, unterzeichnet. Im 
Falle der Behinderung des Vorſitzenden erfolgt die Unterzeichnung durch das 
mitwirkende Mitglied, das als ſolches dem Dienſtalter nach oder bei gleichem 
Dienſtalter dem Lebensalter nach das älteſte iſt. 

Im Eingange der Entſcheidung ſind die Beteiligten und ihre geſetzlichen 
Vertreter, das Oberſchiedsgericht und die Mitglieder des Oberſchiedsgerichts, die 
bei der Entſcheidung mitgewirkt haben, die letzteren nach $ 35 Abſ. 2, aufzuführen. 
Auch iſt der Sitzungstag, an dem die Entſcheidung ergangen iſt, zu bezeichnen 
und, wenn die Entſcheidung auf Grund mündlicher Verhandlung ergangen iſt, 
anzugeben, daß mündlich verhandelt iſt. i 


$ 54. 

Eine Ausfertigung der Entſcheidung ſoll ſpäteſtens binnen drei Wochen 
nach der Verkündung den Beteiligten oder ihren geſetzlichen Vertretern zugeftelit 
werden. Sind die Beteiligten durch Bevollmächtigte vertreten, ſo iſt die Aus⸗ 
fertigung dieſen zuzuſtellen. Sind mehrere Bevollmächtigte einer Partei vorhanden, 
ſo genügt die Zuſtellung an einen Bevollmächtigten. 

Der Behörde, gegen deren Entſcheidung das Rechtsmittel eingelegt war, 
iſt Abſchrift der Entſcheidung zu erteilen. : 
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$ 55. 

Ausfertigungen und Abſchriften ſind als ſolche zu bezeichnen. 

Die Ausfertigungen in Reviſionsſachen werden mit der Überfchrift: 

„Im Namen des Königs“ 
verſehen und enthalten neben dem Siegel des Oberſchiedsgerichts ($ 9) die 
Schlußformel! 
„Urkundlich unter Siegel und Unterſchrift.“ 
„Das Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegenheiten.“ 

Die Ausfertigungen in Beſchwerdeſachen enthalten lediglich die Schluß⸗ 
ormel: 

f „Das Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegenheiten.“ 

Die Vollziehung erfolgt durch den Vorſitzenden, im Falle ſeiner Behinderung 
durch das mitwirkende Mitglied, das als ſolches dem Dienſtalter nach oder bei 
gleichem Dienſtalter dem Lebensalter nach das älteſte iſt. 

Hat der Miniſter für Handel und Gewerbe beſtimmt, daß die Ausferti⸗ 
gungen von einem Bureau» oder Kanzleibeamten des Oberſchiedsgerichts unter⸗ 
zeichnet werden, ſo iſt unter die einſchließlich der Unterſchriften gefertigte Abſchrift 
u ſetzen: 

i „Die Übereinftimmung dieſer Ausfertigung mit der Urſchrift wird hier⸗ 
durch beglaubigt.“ 

Der Beamte unterſchreibt dieſen Zuſatz unter Beifügung ſeiner Amts⸗ 


eigenſchaft. 


$ 56. | 

Schreib⸗ und Rechenfehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten, die in 
der Entſcheidung vorkommen, ſind jederzeit auf Antrag oder von Amts wegen 
zu berichtigen. 

Der Vorſitzende entſcheidet ohne mündliche Verhandlung, ob zu berichtigen iſt. 

Berichtigt er, fo wird die Verfügung auf der Arſchrift der Entſcheidung 
und den Ausfertigungen vermerkt. Über die Verfügung kann ſich der Beteiligte 
bei dem Oberſchiedsgerichte beſchweren. 

Die Verfügung, die eine Berichtigung ablehnt, iſt unanfechtbar. 


$ 57. 

Hat die Entſcheidung einen von einer Partei erhobenen Haupt⸗ oder 
Nebenanſpruch oder den Koſtenpunkt ganz oder teilweiſe übergangen, ſo wird ſie 
auf Antrag nachträglich ergänzt. 

Über den Antrag kann ohne mündliche Verhandlung entſchieden werden, 
wenn es ſich um einen Nebenanſpruch oder um den Koſtenpunkt handelt. 

Die ergänzende Entſcheidung wird auf der Urſchrift der Entſcheidung und 
den Ausfertigungen vermerkt. 

$ 58. 

Für die Berechnung von Friſten gelten die $$ 124 bis 127, für Zw 
ſtellungen die $$ 135, 136, für die Wiederaufnahme des Verfahrens die §§ 1722 
bis 1734 der Reichsverſicherungsordnung entſprechend. 
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D. Entſcheidung des Oberſchiedsgerichts in den Fällen des § 2 Abſ. 4 des 
Knappſchaftsgeſetzes ſowie des § 6 und des § 70 Abſ. 2 (Streit über die 
Zuſtändigkeit zwiſchen Knappſchafts⸗Oberverſicherungsämtern) der Ver⸗ 
ordnung über das ſchiedsgerichtliche Verfahren bei knappſchaftlichen Streitig⸗ 

keiten (Schiedsgerichtsordnung) vom 8. Dezember 1913. 5 


$ 59. 

Für die Entſcheidungen des Oberſchiedsgerichts in den Fällen des § 2 
Abſ. 4 des Knappſchaftsgeſetzes ſowie des § 6 und des § 70 Abſ. 2 (Streit über 
die Zuſtändigkeit zwiſchen Knappſchafts⸗Oberverſicherungsämtern) der Verordnung 
über das ſchiedsgerichtliche Verfahren bei knappſchaftlichen Streitigkeiten (Schieds⸗ 
gerichtsordnung) vom 8. Dezember 1913 gelten die Vorſchriften der $$ 13 bis 18, 
20 bis 58 der Oberſchiedsgerichtsordnung, ſoweit ſie ſich auf die Beſchwerde 
beziehen, entſprechend. Indeſſen kann das Oberſchiedsgericht bei Streit über die 
Zuſtändigkeit zwiſchen Berufungsgerichten auch ohne vorgängige Anhörung der 
etwaigen Gegenpartei entſcheiden. 


III. Koſten des Verfahrens. 


b $ 60. 

Die gerichtlichen Koſten des Verfahrens, welche durch die einzelnen Streit, 
fälle erwachſen und nach § 83 Abſ. 2, § 79 Abſ. 3 des Knappſchaftsgeſetzes von 
dem Knappſchaftsvereine zu zahlen ſind, deſſen Entſcheidung angefochten iſt, 
werden vorbehaltlich der Vorſchrift des § 83 Abſ. 2, $ 79 Abſ. 3 Satz 2 a. a. O. 
durch Verfügung des Vorſitzenden feſtgeſetzt. Wird ſeine Verfügung angefochten, 
ſo iſt die Entſcheidung des Oberſchiedsgerichts herbeizuführen. 


$ 61. 

Bei der mündlichen Verhandlung wird von Amts wegen geprüft, ob und 
in welchem Betrage die unterlegene Partei dem Gegner feine Koſten (außergericht⸗ 
liche Koſten) zu erſtatten hat. 

Die Höhe dieſer Koſten wird in der Entſcheidung feſtgeſetzt. 

Dasſelbe gilt unter Berückſichtigung der zweckentſprechend aufgewendeten 
Zeit und Mühewaltung auch für Rechtsanwälte ſowie ſonſtige Vertreter und 
Beiſtände der Parteien. 

$ 62. 

Der Minifter für Handel und Gewerbe kann über die Koſten des Ober⸗ 
ſchiedsgerichts und des oberſchiedsgerichtlichen Verfahrens Ausführungsbeſtimmungen 
erlaſſen. 

! $ 63. 

Die feſtgeſetzten Geldſtrafen (§ 1 Abſ. 6 Schlußſatz, § 33 Abſ. 3, § 40 
Abſ. 1) ſowie die gerichtlichen und außergerichtlichen Koſten ($$ 60, 61) werden 
wie Gemeindeabgaben beigetrieben. Das Gleiche gilt für die nach § 83 Abſ. 2, 
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§ 79 Abſ. 3 Satz 2 des Knappſchaftsgeſetzes einem Beteiligten auferlegten, in der 
Entſcheidung feſtzuſetzenden Koſten. 


IV. Inkrafttreten der Verordnung. 
. $ 64. 
Diefe Verordnung tritt am 1. Januar 1914 in Kraft. Gleichzeitig tritt 


die rordnung über das Verfahren vor dem Oberſchiedsgericht in Knappſchafts⸗ 
angelegenheiten vom 30. November 1907 (Gefegfamml. S. 312) außer Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel 
Gegeben Neues Palais, den 8. Dezember 1913. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. 
v. Dallwitz. Lentze. v. Falkenhayn. 
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